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Änderungsantrag zu EP-S-01

Von Zeile 387 bis 390:
wollen wir nicht, dass Überwachungssysteme zur Unterdrückung von Menschen in
Diktaturen genutzt werden. Wir fordern daher, dass die Einhaltung der gemeinsamen
Regeln für die Ausfuhrkontrolle von Militärtechnologie und Militärgütern (gemeinsamer
Standpunkt des Rats von 2008) rechtsverbindlichdurch eine europäische Aufsicht
überprüft werden und einklagbar werdenVerstöße gerichtlich geahndet werden können.
Im Rahmen der Überarbeitung der Dual-Use Verordnung fordern wir die Einführung
einer allgemeinen Menschenrechtsklausel, die nicht nur auf Überwachungstechnologie
anzuwenden ist.

Begründung

Der EU-Gemeinsame Standpunkt ist bereits rechtsverbindlich. Hier entsteht das falsche
Bild. Es geht um die Überprüfung der Einhaltung. Dazu braucht es ein eigenes
Gremium, wie auch vom EP bereits vorgeschlagen.

Bei der Dual-Use Verordnung geht es um den entscheidenden Schritt der Einführung
einer Menschenrechtsklausel. Dieser zentrale Schritt steht noch aus und sollte darum
hier erwähnt werden.
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